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Neue Pläne der EU-Kom-
mission zur Abgasregulie-
rung, die unserer Zeitung 
exklusiv vorliegen, sehen 
die faktische Abschaffung 
von Verbrennungsmoto-
ren vor. Was kommt da 
auf  Hersteller und Auto-
käufer zu?  
n Von Markus Grabitz

Brüssel. Vor wenigen Tagen 
haben die deutschen Auto-
bauer offiziell akzeptiert, dass 
sie die ambitionierteren Kli-
maziele im Jahr 2030 mittra-
gen wollen. Da zeichnet sich 
bereits der nächste Öko-Ham-
mer von Seiten der EU ab.  
Nach Informationen unserer 
Zeitung laufen vonseiten der 
Kommission die Vorbereitun-
gen dafür, über die nächste 
Abgasnorm – Euro 7 – die Pro-
duktion von Verbrennern 
massiv zu erschweren. In 
einer internen Bewertung der 
Kommissionspläne durch die 
Hersteller heißt es: »Damit 
werden pure konventionelle 
Verbrenner aussterben.« Da-
zu die wichtigsten Fragen und 
Antworten:

Was ist gegenüber den jet-
zigen Standards geplant?

Die Abgasnorm setzt den Her-
stellern Obergrenzen für den 

Ausstoß von Luftschadstoffen 
beim Betrieb von Fahrzeugen 
mit Verbrennungsmotor.  Die 
Pläne sehen eine Verschär-
fung gegenüber dem jetzigen 
Standard um mindestens den 
Faktor zehn vor. Sowohl Die-
sel als auch Benziner wären 
betroffen. Die neueste Diesel-
Generation der deutschen 
Hersteller unterbietet mit ho-
hem technischen Aufwand 
die Stickoxid-Standards von 
Euro 6 (80 Milligramm pro 
gefahrenem Kilometer). Nun 
sind Grenzwerte von bis zu 30 
Milligramm im Gespräch. 
Dieser Wert entspricht aber 
bereits der Messungenauig-
keit der Geräte. Das heißt: 
Wenn die Pläne umgesetzt 
würden, dürfte ein Neuwagen 
gar keine Stickoxide mehr 
ausstoßen.

Was macht noch Kopf-
schmerzen?

Die Autos müssen die Grenz-
werte ja schon länger im Echt-
betrieb unter vielen unter-
schiedlichen Witterungs- und 
sonstigen Bedingungen auf 
der Straße nachweisen.  Die 
Emissionen werden am Aus-
puff mit Hilfe von 
»PEMS«-Rucksäcken gemes-
sen. Künftig sollen dabei 
sämtliche Toleranzen wegfal-
len. Das heißt: Die Autos 
dürften selbst bei einem Kalt-
start im Winter an einer Stei-

gung die extrem strengen 
Grenzwerte nicht überschrei-
ten. Auch sämtliche Toleran-
zen für Messungenauigkeiten 
an den Geräten, die bisher ge-
währt werden, sollen gestri-
chen werden. Das hieße: Um 
sicherzugehen, dass bei den 
Tests nichts anbrennt, müss-
ten die Fahrzeuge die Grenz-
werte in Zukunft deutlich 
unterbieten. Auch das könnte 
schwierig werden: Künftig 
sollen Pkw genauso behan-
delt werden wie Lieferwagen. 
Die Branche verweist darauf, 
dass es unterschiedliche Pro-
duktzyklen gibt und dass da-
her die Fahrzeugklassen 
unterschiedlich behandelt 
werden müssten.

Wie werden die Vorschläge 
bewertet?

Von der Branche werden sie 
als Kriegserklärung an den 
Verbrenner gesehen. Die Lat-
te bei den Schadstoffgrenz-
werten solle so hochgelegt 
werden, um bei Neufahrzeu-
gen der Euro 7-Norm annä-
hernd einen »Nullemissions-
standard« für Verbrenner fest-
zuschreiben. Vertreter der 
Kommission haben bereits 
selbst deutlich gemacht, dass 
sie einen Paradigmenwechsel 
vollziehen wollten. Die bishe-
rige Norm, Euro 6, sei noch so 
formuliert worden, um den 
medizinischen Anforderun-
gen an die Luftqualität in den 
Städten zu genügen und um 

die Stadtluft zu verbessern. 
Bei Euro 7 stehe dieses Ziel er-
klärtermaßen nicht mehr im 
Vordergrund. Jetzt gehe es 
vielmehr darum, die mit dem 
Green Deal der Kommission 
aufgestellte »Null-Verschmut-
zungsstrategie« (»Zero Pollu-
tion«) zu verfolgen. 

Ist das alles schon amtlich?
Die Kommission bereitet ge-
rade die nächste Stufe der Ab-
gasnormen vor. 2021 will sie 
offiziell ihren Vorschlag dafür 
vorlegen. Er könnte 2025, 
2026 oder auch erst 2027 in 
Kraft treten und die jetzige 
Abgasstufe Euro 6 dtemp ab-
lösen. Noch ist nichts be-
schlossen.  

München. Siemens zahlt den 
meisten seiner Mitarbeiter 
einen Corona-Bonus von bis 
zu 1000 Euro. Insgesamt 
schüttet der Konzern 200 Mio. 
Euro aus, wie er am Montag 
mitteilte. Alle Mitarbeiter 
weltweit mit Ausnahme des 
oberen Managements sollen 
demnach Geld erhalten – das 
dürften rund 235 000 Men-
schen sein. Die Zahlung 
unterstreiche die Wertschät-
zung »für die außerordentli-
chen Leistungen und den Ein-
satz unserer Kolleginnen und 
Kollegen unter schwierigsten 
Bedingungen«, sagte der 
scheidende Siemens-Chef Joe 
Kaeser. Das Geld soll nach 
Möglichkeit noch im laufen-
den Jahr fließen. 

Siemens zahlt 
Corona-Bonus

Im Rennen um den Posten 
des Generalsekretärs der 
OECD stehen die  Kandidaten 
fest.

Paris. Zehn Personen sind  no-
miniert worden, wie die Orga-
nisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Ent-
wicklung mit Sitz in Paris am 
Montag mitteilte. Darunter 
sind der dänische Vize-Gene-
ralsekretär der OECD, Ulrik 
Vestergaard Knudsen, die 
ehemalige schwedische EU-
Handelskommissarin Cecilia 
Malmström, Australiens Fi-
nanzminister Mathias Cor-
mann, Estlands Staatspräsi-
dentin Kersti Kaljulaid und 
der Schweizer Ökonom Phi-
lipp Hildebrand. Bis  März soll 
feststehen, welcher der Kan-
didaten künftig das Mandat 
innehaben wird. Der OECD-
Generalsekretär wird von den 
37 Mitgliedsländern auf fünf 
Jahre bestimmt. Die neue 
Amtszeit beginnt zum Juni 
2021. Amtsinhaber Angel 
Gurría hatte im Juli angekün-
digt, sich nicht um ein weite-
res Mandat zu bewerben. 

OECD sucht 
Nachfolger für  
Angel Gurría 

n Von Basil Wegener 

Berlin. Angesichts anhalten-
der Sorgen um die Wirtschaft 
in Deutschland fordert die 
Gewerkschaft Verdi ein zwei-
tes Konjunkturpaket gegen 
die Folgen der Corona-Krise. 
In wesentlichen Bereichen 
würden die Probleme und Ri-
siken noch weiter überwie-
gen, sagte der Verdi-Vorsit-
zende Frank Werneke. So hät-
ten die Kommunen anhaltend 
mit drastisch sinkenden Ge-
werbesteuereinnahmen zu 
kämpfen. Beim öffentlichen 
Nahverkehr brächen die Ein-
nahmen weg. Auch Kaufim-
pulse seien nötig.

Nicht fortgeführt werden 
sollte allerdings die Absen-
kung der Mehrwertsteuer, 
sagte Werneke. »Die Absen-
kung der Mehrwertsteuer hat 
nicht die Impulse gebracht, 
die wir uns in Deutschland er-
hofft haben«, erklärte der Ver-
di-Chef. Stattdessen sollten 
Konsum-Schecks ausgegeben 
werden. »Dies würde auch be-

wirken, dass nicht immer nur 
noch mehr Geschäft im On-
line-Bereich gemacht wird.«

Bereits vor einiger Zeit hat-
te Verdi Konsumschecks in 
Höhe von zunächst 500 Euro 
für Bürger ohne beziehungs-
weise mit geringem und mitt-
lerem Einkommen vorge-
schlagen. Die Schecks sollen 
nach sechs Monaten verfal-
len, um den betroffenen Bran-
chen  schnell zu helfen.

Seit Juli gelten für ein hal-
bes Jahr niedrigere Steuersät-

ze: 16 statt 19 Prozent bezie-
hungsweise 5 statt 7 Prozent. 
Damit will die Bundesregie-
rung den Konsum ankurbeln. 
Gegen eine Verlängerung der 
Mehrwertsteuersenkung hat-
ten sich bereits Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz (SPD) 
und Wirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier (CDU) gewandt. 
Altmaier rechnet aktuell für 
das laufende Jahr mit einem 
Einbruch des Bruttoinlands-
produkts in Deutschland von 
5,5 Prozent. 

Konsum-Schecks gegen die Krise?
Pandemie | Gewerkschaft Verdi fordert zweites Konjunkturpaket

Passanten in der Fußgängerzone in Hamburg Foto: Bockwoldt

Der scheidende Generalse-
kretär  der OECD, Angel Gur-
ría Foto: Kappeler

n Von Friederike Marx

Mannheim. Der gesetzliche 
Mindestlohn hat einer Studie 
zufolge zunächst nicht dazu 
geführt, dass Beschäftigte im 
großen Stil von Arbeitgebern 
in die Selbstständigkeit ge-
drängt wurden. Nach der Ein-
führung der gesetzlichen 
Lohnuntergrenze Anfang 
2015 sank die Solo-Selbststän-
digkeit ein Jahr später viel-
mehr um 7,4 Prozent, wie aus 
einer Untersuchung des Zent-
rums für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) und 
des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) 
im Auftrag der Mindestlohn-
kommission hervorgeht. 
Rückgänge gab es demnach 
auch in besonders betroffe-
nen Branchen wie Hausmeis-
ter- oder Reparaturdiensten.

Damit würden Befürchtun-
gen entkräftet, dass Arbeitge-
ber ihre Arbeitskräfte in gro-
ßem Ausmaß zur Selbststän-
digkeit zwingen würden, um 
den Mindestlohn nicht bezah-

len zu müssen, erläuterte 
ZEW-Experte Moritz Lub-
czyk. Insgesamt gab es bereits 
vor 2015 den Angaben zufol-
ge einen anhaltenden Rück-
gang der Solo-Selbstständig-
keit in Deutschland. In den 
Jahren um die Einführung des 
Mindestlohns lief die deut-
sche Wirtschaft rund. Gene-
rell sank in dieser Zeit die 
Zahl der Menschen, die sich 
mangels Alternativen auf 
dem Arbeitsmarkt selbststän-
dig machten. Diese Entwick-
lung sei durch die Effekte des 
Mindestlohns weiter verstärkt 
worden, hieß es in der Studie.

Nächste Anhebung 2021
Der gesetzliche Mindestlohn 
war zum 1. Januar 2015 mit  
8,50 Euro brutto pro Stunde 
eingeführt worden. Zuletzt 
hatte es eine Anhebung in 
zwei Stufen  auf die jetzigen 
9,35 Euro gegeben. Zum 1. Ju-
li 2021 wird er auf 9,60 Euro, 
zum 1. Januar 2022 auf 9,82 
und zum 1. Juli 2022 auf 10,45 
Euro angehoben.

Kein Gründer-Zwang
Studie | Mindestlohn-Vorurteile entkräftet

München. Die Münchner Jus-
tiz will einen ehemaligen Wi-
recard-Vorstand aus der 
Untersuchungshaft entlassen. 
Die Staatsanwaltschaft teilte 
am Montag mit, sie habe bei 
der Ermittlungsrichterin des 
Amtsgerichts beantragt, den 
Haftbefehl vom Juli gegen 
engmaschige Auflagen außer 
Vollzug zu setzen. Nach den 
bisherigen Ermittlungen sei 
der Ex-Vorstand im Unter-
schied zu den weiter in Haft 
befindlichen Beschuldigten 
nur bis Ende 2017 an mögli-
chen Taten beteiligt.  Das Ver-
mögen des Beschuldigten sei 
bereits umfassend gesichert. 
Nach dem Bilanzskandal 
beim insolventen Zahlungs-
dienstleister Wirecard wur-
den der frühere Vorstands-
chef Markus Braun sowie das 
frühere Vorstandsmitglied 
und ein weiterer Manager im 
Sommer in U-Haft genom-
men. Nach dem ehemaligen 
Vorstandsmitglied Jan Marsa-
lek wird  weiterhin gefahndet.

Ex-Vorstand von 
Wirecard frei

Die Bundesregierung will vor 
allem kleine und mittlere 
Autozulieferer beim schwieri-
gen Strukturwandel mit 
einem Milliardenprogramm 
unterstützen. Bundeswirt-
schaftsminister Peter Alt-
maier (CDU) legte dafür Eck-
punkte vor. Das Programm 
soll die Transformation be-
schleunigen, die Innovations-
kraft stärken und die Nutzung 

von Daten voranbringen. Im 
Wirtschaftsministerium geht 
man davon aus, dass das Pro-
gramm zum 1. Januar 2021 in 
Kraft treten kann. Die Eck-
punkte gehen nun in die Res-
sortabstimmung. Bis 2024 sol-
len insgesamt   2 Mrd. Euro zur 
Verfügung gestellt werden. Die 
schwarz-rote Koalition hatte 
sich im Juni im Zuge ihres Kon-
junkturpakets auf ein milliar-

denschweres »Bonus-Pro-
gramm« verständigt. Viele 
Autozulieferer sind derzeit in 
einer schwierigen Lage. Die 
Corona-Krise hat die Nachfra-
ge nach Autos einbrechen las-
sen, zudem müssen die Fir-
men  viel Geld in neue Antrie-
be investieren. Immer mehr 
Firmen hatten zuletzt ange-
kündigt, Stellen zu streichen 
und Werke zu schließen. 

Bund will Zuliefererbranche helfen

Info

Kriegserklärung an 
den Verbrenner

Wenn es nach den Plänen der EU-Kommission geht, sollen Autos in Zukunft  
so gut wie überhaupt keine Schadstoffe mehr ausstoßen.  Wie realistisch ist das? 
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